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Beklagten und Revisionsklägers,

g e g e n
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Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 230 März 1961, an der
mitgewirkt haben '

Bundesrichterin Dr° S c h w a r 2
als Vorsitzende,

Bundesrichter S o n n e n b e r g ' und
Bundesrichter Dr° K r e b s

als weitere Berufsrichter,

Bundéssozialrichter B o u r b e c k und

Bundessozialrichter R e i n k ö s t e r
'als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—

berg vom 270 April 1959 wird aufgehoben; die Beru—

fung der Klägerinnen gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Ulm vom 70 März 1957 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die 1941 und 1943 in Priesenitz (Tschechoslowakei) geborenen

Klägerinnen sind die unehelichen Kinder der Julie F:;;i;i Ihr‘

Vater Josef K;5@ää?ist seit März 1945 vermißt„ Er wurde‘

durch Beschluß desÄAmtsgerichts Heidenheim vom 21„'Oktober

1954 für tot erklärt, als Todeszeitpunkt wurde der 310 Dezem—

ber 1946 festgestellt° Seit 1946 leben die—Klägerinnen nach

ihrer Vertreibung aus der Tschechoslowakei im Gebiet des Lan—

des Baden—Württembergo Die Vormundschaft wurde bis 1945 von

dem für Priesenitz zuständigen Jugendamt geführt9 im Septem-

ber 1949 nahm das Kreisjugendamt Heidenheim die Vormundschaft

für die Klägerinnen auf° Im Juli 1950 beantragte das Kreis—

jugendamt als Amtsvormund-der Klägerinnen Waisenrentez Durch

Bescheid vom 190 Juli 1956 gab das Versorgungsamt (VersorgA),

nachdem es zunächst durch Bescheid vom 24„ Juni 1953 den An—i
trag abgelehnt hatte9 dem Antrag vom 1° Juli 1950 an statt°

Mit ihrer Klage begehrten die Klägerinneh die Waisenrente

schon vom 1° Februar 1947 an° Das Sozialgericht (SG) wies

durch Urteil vom 7° März 1957 die Klage ab und ließ die Beru—

fung zu„ Auf die Berufung der Klägerinnen hob das Landessc-

zialgericht (LSG) das Urteil des SG auf9 es verurteilte den
Beklagten, den Klägerinnen auch für die Zeit vom 1° Februar

1947 bis zum 300 Juni 1950 Rente zu gewähren (Urteil vom
274

April 1959)„ Zur Begründung führte das LSG aus, nach Arte 12

Abs„ 1 und 2 des (württemberg—badischen) Gesetzes über Lei—

stungen an Körperbeschädigte (KBLG) entstehe der Anspruch auf

Hinterbliebenenrente frühestens mit dem auf den Sterbetag fol—

genden Tage° Werde der Anspruch erst nach Ablauf eines Jahres

nach dem Tode geltend gemacht9 so beginne die Zahlung mit dem

Monat9 in dem die Voraussetzungen der Rente erfüllt seien9

frühestens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt sei„

Die Klägerinnen hätten zwar nicht innerhalb eines Jahres nach

dem als Todestag geltenden 310 Dezember 1946 ihren Anspruch

geltendgemacht9 jedoch beruhe dies darauf9 daß damals ein
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%
gesetzlicher Vertreter für sie nicht habe tätig werden können,

diesen Umstand hätten die Klägerinnen nicht zu verantworten°

Nach'der Grundsätzlichen Entscheidung Nr„ 5287 des Reichsver—

sicherungsamts — BVA —
(AN° 1959 S° 208); die einen allgemei—

nen Rechtsgedanken wiedergebe, dürfe aber ein geschäftsunfä—
higér Berechtigter seine Rechte nicht dadurch verlieren, daß

er infolge eines Mangels in der gesetzlichen Vertretung an

ihrer Geltendmachung gehindert sei„ Die Jahresfrist des Art° 12

KBLG laufe daher erst vom Zeitpunkt der Weiterführung der Vor—

mundschaft durch das Kreisjugendamt Heidenheim im September

1949 an° Deshalb sei der im Juli 1950 gestellte Antrag noch

als rechtzeitig anzusehen9 den Klägerinnen stehe sonach Wai—

senrente vom Inkrafttreten des KBLG, dem 1° Februar 1947„an

zuc Das LSG ließ die Revision zu„

Gegen das am 110 Juni 1959 zugestellte Urteil legte der Be—
klagte am 250 Juni 1959 Revision ein und begründete sie am
200 August 1959, nachdem die Frist zur Begründung bis zum
11„ September 1959 verlängert worden war°

Der Beklagte rügte die Verletzung der Arte 11 und 12 KBLG„

Er führte aus‚ der Antrag sei eine materiellrechtliche Voraus—

setzung für das Entstehen jedes Versorgungsanspruchso Daher

müßten die vom LSG herangezogenen allgemeinen Rechtsgedanken

zurücktreten° Eine rückwirkende Zubilligung der Waisenrente

sei gesetzlich nicht möglich„ Der Beklagte rügte weiter9 das

LSG habe nicht die Gründe festgestellt9 die zu einer verspäe

teten Aufnahme der gesetzlichen Vertretung durch das Jugend—

amt Heidenheim geführt haben; es sei durchaus möglich9 daß

das Berufungsgericht zu einem anderen Urteil gelangt wäre9

wenn es von diesem Amt zu vertreten sei? daß die Amtsvormund—

schaft erst im September 1949 aufgenommen worden seio

Der3eklagteteantragte9

das Urteil des LSG Baden-Württemberg
vom 27„ April

1959 aufzuheben unddie Berufung der Klägerinnen

gegen das Urteil des SG Ulm vom 7° März 1957 zurück—

zuweisenu

Die Klägerinnen beantragten9

‘die Revision zurückzuweisen°
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Die Revision ist statthaft (95 162 Abs° 1 Nr° 19 164 sec);
sie ist auch begründet°

‘

Die Revision-kann auf eine Verletzung von Vorschriften des in
.einem Teil des Landes Baden—Württemberg geltenden KBLG ge—

stützt werden9 da dieses inhaltsgleich in allen Ländern der
„früheren amerikanischen Besatzungszone gegolten hat und damit«

über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus geltendes Recht ,

gewesen ist (vgl° BSG 1, 569 59)v

Da der Beklagte den Klägerinnen Waisenrente vom 10 Juli 1950

an bewilligt hat, geht der Streit der Beteiligten nur noch

darum, ob den Klägerinnen die Rente bereits vom 10 Februar 1947

an zustehtr

Nach Arte 12 Abs„ 1 KBLG entsteht der Anspruch auf Hinterblie—

benenrente frühestens mit dem auf den Sterbetag folgenden Tage;

Wenn der Anspruch auf Hinterbliebenenrente erst nach Ablauf "

‘
eines Jahres nach dem Tode geltend gemacht wird9 beginnt nach

Art° 12 Abs„ 2 KBLGdie Zahlung mit demMonat, in demdie Vor-;
aussetzungen für die Gewährung der Rente erfüllt sind„ frühe—
stens_mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt ist° Nur

dann7 wenn der Anspruch innerhalb der Frist von einem Jahr

nach dem Tode geltend gemacht worden ist9 besteht Anspruch auf

Zahlung der Rente von einem früheren Zeitpunkt an9 nämlich

vom Inkrafttreten des KBLG am 10 Februar 1947 an9 frühestens

Von dem auf den Sterbetag folgenden Tagtanübképn<äiese Voraus—
setzungen nicht vor9 so darf die Rente nicht rückwirkend be—

willigt werden; es kommt grundsätzlich nicht darauf an‚ aus
welchen Gründen die Anmeldung innerhalb der Jahresfrist unter-

blieben ist° Zwar sind in Arte 9 Abs° 1 KBLG die Fälle gere—

gelt9 in denen nach Ablauf der Ausschlußfrist für die Anmel—
dung des Anspruchs? die in Art° 8 Abs° 19 10 Abs„ 1 KBLG be—

stimmt ist, der Anspruch noch geltend gemacht werden kann;

hierzu gehört auch der Fall, daß der Berechtigte an der Waha

rung der Ausschlußfrist durch Umstände gehindert worden ist„'
_"die außerhalb seines Willens lagen" (Arte 9 Abs„ 1 Nrg 3 KBLG}
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Art, 12 KBLG, der den Beginn der Zahlung auf Hinterbliebenen—
rente regelt, enthält jedoch keine dem Art, 9 Abs, 1 Nr° 3 KBLG

entsprechende Vorschrift, er läßt nach dem Gesetzeswortlaut

keine Ausnahme von dem Grundsatz zu, daß für den Beginn der

Zahlung der Anmeldemonat maßgebend ist° '

Selbst wenn man aber der Meinung ist, der Berechtigte müsse

sich ebenso wie für die Wahrung der Ausschlußfrist in Art, 8

Abs, 1,’ 10 Abs, 1 KBLG auch für den Beginn der Zahlung der
Rente, der in Art, 12 Abs, 1 und 2 KBLG geregelt ist, darauf
berufen können, daß er an der Anmeldung durch Umstände gehin—

dert worden sei, die "außerhalb seines Willens lagen", so

kann dies im vorliegenden Fall nicht dazu führen, den Beginn

des Anspruchs auf Zahlung der Rente auf den 10 Februar 1947

festzusetzen° Soweit Art, 9 Abs, 1 Nr, 3 KBLG, eben$o wie'

5 57 Abs° 1 Nr° 3 des Bundesversorgungsgesetzes in der Fas—

sung bis zum Inkrafttreten des Ersten Neuordnungsgesetzes

vom 270 Juni 1960, einen allgemeinen Rechtsgedanken enthält,

besagt er nur, daß dann, wenn die Voraussetzungen des Art, 9

Abs° 1 Nr° 3 KBLG, @57 Abs, 1 Nr, 3 des Bundesversorgungs—
gesetzes alter Fassung vorliegen, eine Frist nicht vor Ablauf

von sechs Monaten abläuft, nachdem das Hindernis weggefallen

ist; eine entsprechende Regelung auf dem Gebiet des bürgerli—
chen Rechts findet sich für den Ablauf der Verjährungsfrist

in 5 206 Abs, 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches, wonach dann,_

wenn eine geschäftsunfähige oder in der Geschäftsfähigkeit

beschränkte Person ohne gesetzlichen Vertreter ist, die gegen

sie laufende Verjährung — im Regelfalle - nicht vor dem Ablauf

von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt vollendet wird, in dem

die Person unbeschränkt geschäftsfähig wird oder der Mangel

der Vertretung aufhört, Der allgemeine Rechtsgedanke, auf den

das LSG sich berufen hat, könnte also nur dahin gehen, daß ein

Geschäftsunfähiger seine Rechte nicht durch Fristablauf ver—
liert, sofern sie innerhalb von sechs Monaten seit Wegfall des

Hindernisses geltend gemacht worden sind; wird diese Frist

nieht gewahrt, so verliert auch die Person, die während des

Laufs der Ausschlußfrist geschäftsunfähig und ohne gesetzli—

chen Vertreter gewesen ist, ihre Rechte, Selbst wenn man also
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_ obwohl.Arto-12KBLGsich nicht auf-dieWahrungderAue;
schlußfrist für die Anmeldungbezieht e diesen allgemeinen
Rechtsgedanken auf die Regelung für den Beginn des Anspruéhs

auf Zahlung übertragen wollte, so könnte der Zahlungsbéginn
:

nur dann über den Anmeldemonat hinaus vorverlegt werden, °

wenn der gesetzliche Vertreter "nach Wegfall des Hindernis—

ses" das in dem Mangel der gesetzlichen Vertretung oder wie
>im vorliegenden Fall in der Unmöglichkeit der Ausübung der

;
gesetzlichen Vertretung bestanden hat, binnen sechs'Monaten

tätig geworden ist° Das ist hier nicht geschehen, das Kreis—

jugendamt hat den Anspruch_erst nach zehn_Monateh geltend

‘gemacht, auch unter diesem Gesichtspunkt hat der Zahlungs-

beginn nicht auf einen früheren Monat als den Anmeldemonat

vorverlegt werden können° Auch wenn das RVA in der Grund—

sät21ichen Entscheidung Nr" 5287 aaOfür den Beginn einer
Invalidéhrente naeh 5 1286 RVO alter Fassung ausgeführt hat,

die in dieser Vdrschrift vorgesehene AntragsfriSt von einem

Monat beginne mit der Beseitigung des Hindernisses, das in
' dem Fehlen eines gesetzlichen Vertreters bestanden habe, so

hat das RVA doch ebenfalls nach Wegfall dieses Hindernisses

die Wahrung der Fristen für erforderlich gehalten9 die die

betreffende Vorschrift selbst enthält; die Frage9 wie zu'

entscheiden ist, wenn diese Fristen nicht eingehalten sind,

hat das RVAnicht zu entscheiden gehabt° ? ‘

Das LSG hat sonaCh zu Unrecht das Urteil des SG; das die'

Klage abgewiesen hat, aufgehoben; das Urteil des_LSG ist

daher aufzuheben° Der Senat kann in der Sache selbst ent;

scheiden, da weitere Ermittlungen nicht erforderlich sind

V
Auf die Revision des Beklagten ist das Urteil des LSG aufzu—;

heben und die Berufung der Klägerinnen gegen das Urteil des

SG zurückzuweisen (@ 170_Abso 2 Satz 1 SGG)
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Die Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 193 SGG°
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